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Die Beschäftigten in Deutschland arbeiten häufiger

inWechselschicht, nachts oder deutlich über 40

Wochenstunden. Damit verbundene Belastungen

können zu frühemVerschleiß führen.

Jeder sechste Neu-Rentner ging 2006 wegen verminderter
Erwerbsfähigkeit in den Ruhestand. Diese hohe Quote könn-
te Bestand haben – denn mehr als die Hälfte der derzeit Be-
schäftigten erwartet, dass sie im höheren Alter kaum noch
arbeitsfähig sein werden. „Sollten sich die Arbeitszeittrends
der letzten Jahre fortsetzen, werden sich die Bedingungen für
einen längeren Verbleib im Berufsleben verschlechtern“,
warnt Hartmut Seifert, Leiter des WSI.* Vor allem die gleich-
zeitigen Trends von zu langer und atypisch gelegener Ar-
beitszeit während der Nacht und im Schichtbetrieb bringen
höhere Belastungen mit sich.

Länger: Wer eine Vollzeitstelle hat, arbeitet zunehmend
länger. Von 2002 bis 2007 stieg die durchschnittliche Wo-
chenarbeitszeit um etwa 40 Minuten auf 40,3 Stunden. Fast
jeder Dritte leistet 42 und mehr Stunden – obwohl die Effi-
zienz nach der achten Arbeitsstunde deutlich abnimmt und
das Unfallrisiko steigt. Seifert weist auf ein weiteres Problem
hin: Nach einem langen Arbeitstag fällt es schwer, noch Zeit
und Energie für Weiterbildung aufzubringen.

Atypisch: Seit den 90er-Jahren wächst der Anteil der Be-
schäftigten mit Wechselschichten spürbar. Jeder Siebte arbei-
tet nachts, jeder Sechste im Schichtdienst. Damit sind Risiken
verbunden: „Nachtarbeit und Wechselschichtarbeit gefähr-
den die Gesundheit. Schlafstörungen, Magen- und Verdau-
ungsbeschwerden oder Herzschmerzen treten häufiger auf
als bei Beschäftigten mit Normalarbeitszeit, die durch-
schnittliche Krankheitsdauer ist länger.“

Wie sehen Arbeitsbedingungen aus, die Beschäftigten einen
langen Verbleib im Erwerbsleben ermöglichen? Seifert zufol-
ge ist es vorrangig, den Trend zu längeren Arbeitszeiten zu stop-
pen. Außerdem empfiehlt er, keine Anreize mehr zu setzen, sich
phasenweise zu überarbeiten: Statt Geldzuschläge für Nacht-
und Schichtarbeit wäre ein zügiger Freizeitausgleich denkbar.
Auch die Altersteilzeit kann helfen, Belastungen zu dosieren.
Und wer über Jahre nachts und in Schichten gearbeitet hat,
sollte in den Genuss eines vorzeitigen Renteneintritts ohne Ab-
schläge oder verminderte Arbeitszeiten kommen. �

*Quelle: Hartmut Seifert: Alternsgerechte Arbeitszeiten,
in: Aus Politik und Zeitgeschichte 19/2008
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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ARBEITSZEIT

Trend zu ungesunden Arbeitszeiten

Arbeitszeittrends belasten Ältere
Außerhalb normaler Beschäftigungszeiten
arbeiteten...

Quelle: Statistisches Bundesamt, Eurostat 2006; Berechnungen Seifert 2008
©Hans-Böckler-Stiftung 2008
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Krankenkassen können bald einen einkommens-

unabhängigen Zusatzbeitrag erheben. Der belastet

Versicherte mit geringem Einkommen deutlich

stärker als besserVerdienende. Zwar mildert

die vorgesehene Überforderungsklausel die

Ungleichheit. Sie wird aber denWettbewerb

unter den Kassen verzerren.
In wenigen Monaten soll er kommen. Doch bislang ist der
Gesundheitsfonds für die Versicherten und selbst für viele
Fachleute eine Black Box. Derzeit debattieren Wissenschaft-
ler, Kassenvertreter und Politiker vor allem darüber, wie
hoch wohl der einheitliche Beitragssatz zum Fonds ausfallen
wird. Klar ist, dass dieser Beitrag, den Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber zahlen, zunächst bei allen Kassen die durchschnitt-
lichen Ausgaben für Leistungen und Verwaltungskosten
komplett decken soll. Und dass er erst wieder erhöht werden
darf, wenn bei den Krankenkassen eine durchschnittliche fi-
nanzielle „Deckungslücke“ von mehr als fünf Prozent ent-
steht. Zusatzausgaben, die beispielsweise durch Preissteige-
rungen für Medikamente entstehen, soll eine Kasse künftig
bis zu dieser Grenze finanzieren, indem sie bei ihren Versi-
cherten Zusatzbeiträge erhebt. Diese können einkommens-
abhängig oder unabhängig vom Einkommen sein. Dabei
kappt eine Überforderungsklausel den individuellen Zusatz-
beitrag bei einem Prozent des beitragspflichtigen Einkom-
mens eines Versicherten.

� Beispielrechnungen zeigen Mehrbelastung

Gefördert von der Hans-Böckler-Stiftung haben die Gesund-
heitsökonomen Jürgen Wasem, Stefan Greß, Anke
Walendzik und Maral Manouguian berechnet, wie sich Pau-
schalbeiträge bei Versicherten mit unterschiedlichem Ein-
kommen auswirken.* Auf der Basis von Daten des Sozio-
oekonomischen Panels ordneten die Forscher dazu die Mit-
glieder der gesetzlichen Krankenversicherung zehn gleich
großen Einkommensgruppen zu, so genannten Dezilen. Die
beitragspflichtigen monatlichen Einkommen reichen von
durchschnittlich 572 Euro im ersten Dezil bis zu 3.555 Euro
im zehnten Dezil. Die Wissenschaftler rechneten verschiede-
ne Varianten durch – je nachdem, wie groß die Deckungslü-
cke ist, die die Kassen über die Zusatzbeiträge schließen müs-
sen. Dabei zeigen sich zwei Trends:

Versicherte mit geringerem Einkommen werden bei ein-
kommensunabhängigen Zusatzbeiträgen prozentual deut-
lich stärker belastet als solche mit höheren Bezügen. Und: Je
mehr Geld eine Kasse über den Zusatzbeitrag einziehen
muss, desto schneller wächst die Zahl der Versicherten, die
unter die Überforderungsklausel fallen. Folge: Die übrigen
Versicherten zahlen mehr, um diese Ausfälle auszugleichen.
So läge der Zusatzbeitrag einer durchschnittlichen Kasse, die
fünf Prozent ihrer Finanzlücke decken muss, bei rund 14
Euro. 2 Euro davon sind nötig, um Überforderungs-Ausfälle
auszugleichen. In einer Simulationsrechnung haben die For-
scher ermittelt, wie die Versicherten durch die Einführung

des Zusatzbeitrags bei gleichzeitiger Absenkung des Beitrags
an den Gesundheitsfonds be- bzw. entlastet werden. Bei ei-
nem Finanzierungsanteil von fünf Prozent würden in diesem
Szenario die drei am besten verdienenden Einkommensdezi-
le finanziell entlastet – der Beitrag sinkt maximal um etwa
2,2 Prozent. Die Versicherten in den fünf unteren Dezilen
müssten hingegen im Schnitt 2,3 Prozent mehr zahlen.

In diesem Zusammenhang weist das Team um die Profes-
soren Wasem und Greß auf ein zentrales Problem hin: „Die
derzeit vorgesehene Variante der Überforderungsklausel bür-
det die Kosten des Einkommensausgleichs ausschließlich den
Versicherten der jeweiligen Krankenkasse auf“, weil besser
verdienende Mitglieder dieser Kasse die Zusatzbeiträge von
finanziell überforderten Versicherten teilweise mit überneh-
men müssen.

Kassen mit vielen geringer verdienenden Mitgliedern ge-
rieten dadurch von vornherein ins Hintertreffen. Durch hö-
here Zusatzbeiträge würden sie ihre finanziell stärkeren Mit-
glieder verprellen. Die Wissenschaftler empfehlen daher, den
Kassen die durch die Überforderungsklausel verursachten
Einnahmeausfälle aus dem Gesundheitsfonds zu erstatten.
Somit würden die Versicherten aller Krankenkassen gemein-
sam für die Forderungsausfälle aufkommen; Wettbewerbs-
verzerrungen könnten vermieden werden. �

GESUNDHEITSREFORM

Zusatzbeitrag mit
Nebenwirkungen

Zusatzbeiträge: Belastung sinkt
mit steigendem Einkommen
Zusatzbeiträge zum Ausgleich der Deckungslücke
gesetzlicher Krankenkassen belasten die Mitglieder mit...

*Dezile nach durchschnittlichem betragspflichtigem Einkommen inkl. ALG-II-Bezieher,
Studenten, ohne LKK-Versicherte; Quelle: Wasem, Greß 2008 | ©Hans-Böckler-Stiftung 2008

ärmste 2. 3. 4. 5. 6. 7. 8. 9. reichste

Einkommensgruppe gesetzlich Versicherter*
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572 809 950 1.139 1.358 1.619 1.977 2.462 3.040 3.555 Euro

0,80%

Zusatzbeitrag 28,27 �
(Deckungslücke 7,0%)

*Quelle: Maral Manouguian, Stefan Greß, Anke Walendzik, Jürgen Wasem:
Finanzielle Auswirkungen des Zusatzbeitrags auf die Mitglieder der
gesetzlichen Krankenversicherung, Diskussionsbeitrag Nr. 166 aus dem
Fachbereich Wirtschaftswissenschaften der Universität Duisburg-Essen,
Campus Essen, Mai 2008; Stefan Greß, Maral Manouguian, Anke
Walendzik, Jürgen Wasem: Gesundheitsfonds und Finanzierungsreform im
GKV-WSG, in: Gesundheit und Gesellschaft Wissenschaft, Ausgabe 2/2008
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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Die Mittelschicht schrumpft. Entsprechend wachsen die
Gruppen an den Rändern – die der relativ Armen ebenso wie
die der relativ Reichen. Und das gilt nicht nur für die Vertei-
lung der Bruttoeinkommen: Auch nachdem der Staat Ein-
kommensteuer und Sozialbeiträge eingezogen sowie Sozial-
leistungen überwiesen hat, bleibt der Trend zu größerer
Ungleichheit erhalten. Dies verdeutlicht eine Untersuchung
des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) auf
Basis des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP).*

In den vergangenen 15 Jahren nahm die Zahl der Haus-
halte im mittleren Einkommensbereich um 14 Prozent ab.
Als Mittelschicht gelten in der DIW-Studie Haushalte, die
zwischen 70 und 150 Prozent des mittleren Einkommens be-
ziehen. 1991 fielen 63 Prozent aller Haushalte in diese Kate-
gorie, 2006 waren es nur noch 54 Prozent – jeweils nach
staatlicher Umverteilung. Zuwächse gab es sowohl unterhalb
als auch oberhalb der Mittelschicht: Die Zahl der Haushalte
mit niedrigen Nettoeinkommen stieg um 27 Prozent, die der
vergleichsweise reichen Haushalte um 19 Prozent. Die wei-
terhin steigende Ungleichheit der Markteinkommen werde
nicht mehr durch sozialstaatliche Umverteilungseffekte kom-
pensiert, schreibt das DIW.

Allerdings reicht der bloße Vergleich von Markt- und Net-
toeinkommen nicht aus, um die Umverteilungswirkung des
Sozialstaats zu beurteilen, sagt WSI-Verteilungsexperte Claus
Schäfer. Denn der Gesamteffekt zeige sich erst, wenn man

die Lastenverteilung bei allen Steuerarten berücksichtige. Vor
allem Umsatz- und Verbrauchsteuern belasten Haushalte mit
niedrigen bis mittleren Einkommen überproportional, er-
klärt der Wissenschaftler. Besserverdiener, die einen erhebli-
chen Teil ihrer Einnahmen sparen können, zahlten dagegen
relativ zu ihrem Einkommen weniger indirekte Steuern.

Der Anteil der Steuern, die vor allem die Bezieher mittle-
rer und niedriger Einkommen aufbringen, ist in den vergan-
genen Jahrzehnten ständig gewachsen, betont Schäfer. So
machten die so genannten Massensteuern – vor allem Lohn-,
Mehrwert- und Mineralölsteuer – 1960 knapp 38 Prozent
des gesamten Steueraufkommens aus. 2006 waren es jedoch

bereits 70 Prozent. Der Anteil aller Ge-
winnsteuern sank im gleichen Zeit-
raum von 35 auf 20 Prozent. Als Folge
der jüngsten Unternehmensteuerreform
und der bevorstehenden Abgeltung-
steuer rechnet der Verteilungsexperte
mit einem weiteren Rückgang.

Besserverdiener zahlen relativ zu
ihrem Einkommen auch weniger in
die Sozialversicherung ein als Durch-
schnittsverdiener, ergänzt IMK-For-
scher Rudolf Zwiener. Wenn sie über-
haupt Beiträge zu den gesetzlichen
Sozialversicherungen leisten, dann nur
bis zur Beitragsbemessungsgrenze. In
der Regel können sie sich privat gegen
Krankheit versichern und müssen nicht
die Kosten der medizinischen Versor-
gung finanziell schlechter Gestellter
mittragen. Zwiener verweist zudem da-
rauf, dass die jüngste Senkung des Ar-

beitslosenversicherungsbeitrags auch den Arbeitgebern zu-
gute gekommen sei. Diese hätten die Kostensenkung aber
nur zum Teil an die Verbraucher weitergegeben. �

VERTEILUNG

Staat schafft weniger Ausgleich
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Quelle: SOEP, Berechnungen Goebel, Krause 2007 | ©Hans-Böckler-Stiftung 2008

Erosion der Mittelschicht
Anteil der Personen mit einem Haushaltseinkommen...
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*Lohnsteuer, Umsatz- und Verbrauchsteuern, Mineralöl-/Energiesteuer; ** Veranlagte
Einkommensteuer, nicht veranlagte Steuer vor Ertrag, Körperschaftsteuer, Gewerbesteuern,
Zinsabschlag; Quelle: Bundesministerium der Finanzen, Berechnungen des WSI 2008
©Hans-Böckler-Stiftung 2008
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*Quelle: Jan Goebel, Peter Krause: Gestiegene Einkommensungleichheit
in Deutschland, in: Wirtschaftsdienst 12/2007
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de

Die Einkommen streben weiter auseinander. Die staatliche Umverteilung gleicht die zunehmenden

Diskrepanzen nur zumTeil aus – unter anderem deshalb, weil Spitzenverdiener immer weniger zum

Steueraufkommen beitragen.
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Von der Lehre bis zur Rente im gleichen Betrieb: Das war
einmal. Erwerbsverhältnisse und Erwerbswünsche sind im-
mer vielfältiger geworden, so Professor Günther Schmid vom
Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung (WZB).
Viele Erwerbstätige wechseln heutzutage mehrfach zwischen
abhängiger Beschäftigung und Selbstständigkeit, zwischen
Vollzeit und Teilzeit. Auch die Betreuung von Kindern oder
pflegebedürftigen Angehörigen hat Auswirkungen auf die
mögliche Teilhabe am Arbeitsleben.

Vor allem atypische Beschäftigungsverhältnisse und kriti-
sche Übergänge zwischen verschiedenen Arbeits- und Be-
schäftigungsformen werden von der Arbeitslosenversiche-

rung nicht ausreichend abgesichert, konstatiert der
Arbeitsmarktexperte. Um solche Übergänge besser managen
zu können, sollten auch deren Risiken abgesichert und durch
eine lebenslauforientierte Arbeitsmarktpolitik unterstützt
werden. Schmid hat die Entwicklungen am Arbeitsmarkt
gründlich analysiert. Und als zeitgemäße Lösung für die Ri-
siken im Erwerbsverlauf eine Beschäftigungsversicherung
entwickelt.* „So wie sich Arbeit lohnen muss, muss auch die
Bereitschaft zu riskanten Übergängen ‚belohnt‘ werden“, rät
der Politikprofessor. Anderenfalls „entsteht Arbeitslosigkeit
auch deshalb, weil die anderen Risiken im Erwerbsverlauf
nicht, nur mangelhaft oder falsch abgesichert sind“.

Schmid hat fünf für den Erwerbsverlauf charakteristische
Risikotypen ausgemacht:

Mangelhafte Einkommenskapazität – sprich: das Risiko
der Jugendarbeitslosigkeit – wegen des schwierigen Über-
gangs von der Bildung in den Beruf. Auf dem Weg in die ers-
te reguläre Beschäftigung liegen für viele junge Erwachsene

Praktika, Werkverträge und befristete Arbeitsverhältnisse.
1,36 Millionen junge Erwachsene zwischen 20 und 29 Jah-
ren blieben nach Daten des Mikrozensus von 2004 völlig oh-
ne Ausbildung. Das sind fast 15 Prozent dieser Altersgruppe.
Bei Jugendlichen ausländischer Herkunft sind es sogar 37
Prozent.

Unstetige oder zu geringe Einkommen. Immer häufiger
wechseln Beschäftigungsformen zwischen abhängiger und
selbstständiger Tätigkeit, Teilzeit und Vollzeit, Arbeit und
Weiterbildung, niedrig und hoch bezahlten Tätigkeiten. Die-
se Übergänge sind mit Risiken unstetiger Einkommen oder
gar Arbeitsarmut verbunden. Eine besondere Risikogruppe

sind die so genannten Solo-
Selbstständigen: Anders als
in der Mehrzahl der europäi-
schen Länder werden sie in
Deutschland nicht von den
staatlichen Pflichtversiche-
rungssystemen erfasst.

Reduzierte Erwerbsein-
kommen wegen anderer
Verpflichtungen wie Pflege
und Erziehung. In den skan-
dinavischen Ländern fangen
schon seit längerem eine öf-
fentliche Kinderbetreuung
und Lohnersatzleistungen
das Einkommensrisiko der
Elternschaft auf. In Deutsch-
land bedeuten Kinder immer
noch Risiken für die in der
Regel zunächst zu Hause
bleibende Frau. Steigt sie

wieder in den Beruf ein, bleibt ihr Einkommen unter dem,
welches sie ohne Babypause erreicht hätte.

Zeitweiser Einkommensausfall aufgrund von Arbeitslo-
sigkeit. Für viele wird der Übergang zwischen Beschäftigung
und Arbeitslosigkeit zu einer wiederholten, schlimmstenfalls
zu einer andauernden Lebenserfahrung. Als zentrales Pro-
blem bewertet Schmid dabei das Risiko der lange andauern-
den Arbeitslosigkeit. Seit Oktober 1992 hat sich die Zahl der
Langzeitarbeitslosen auf 1,45 Millionen verdoppelt. Gering
Qualifizierte sind um ein Mehrfaches stärker betroffen.

Dauerhafter Einkommensausfall wegen Krankheit, Invali-
dität oder Ruhestand. Die „an sich erfreuliche Verlängerung
der Lebenszeit“ fordere „auch entsprechend variablere Über-
gänge in den Ruhestand“ so der ehemalige WZB-Direktor.

Diese vielen neuen Risiken lassen sich jedoch grundsätz-
lich managen, so Schmid – und plädiert für einen Ausbau der
Arbeitslosenversicherung zu einer Beschäftigungsversiche-
rung. Sie enthält drei Elemente:

ARBEITSMARKT

Eine Versicherung
für alle Erwerbslagen
Die Arbeitslosenversicherung fängt nur den eine Zeitlang auf, der eine sozialversicherungspflichtige

Beschäftigung verliert. Heutige Erwerbsbiografien sind jedoch viel facettenreicher. Eine weiter gefasste

Beschäftigungsversicherung könnte besser dazu passen.

Von den atypisch Beschäftigten arbeiteten...
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*in Vollzeit, nicht befristet, geringfügig oder in Leiharbeit beschäftigt; **frühester Wert; Quelle: SOEP 2007 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008
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Es arbeiteten in...
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Universelle Grundsicherung für alle erwerbsfähigen Ar-
beitslosen. Sie entspricht weitgehend dem Arbeitslosengeld
II, sollte aber „noch armutsfester“ gestaltet sein – und müss-
te aus Steuergeldern finanziert werden.

Lohnbezogene Einkommenssicherung, in etwa das Ar-
beitslosengeld I. Entscheidender Unterschied: Alle Erwerbs-
tätigen würden diese neue Form der Sozialversicherung fi-
nanzieren und gegebenenfalls Leistungen daraus enthalten –
unabhängig vom Beschäftigungsstatus. Anders als heute wä-
ren also auch Selbstständige mit im Boot.

Lebenslauforientierte Arbeitsmarktpolitik, die heutige
„aktive“ Arbeitsmarktpolitik. Sie wird ergänzt um Elemente
wie die Unterstützung von Klein- und Mittelbetrieben bei de-
ren Personalpolitik und Weiterbildungs-, Langzeit- oder
Lernkonten zur Absicherung von Übergängen.

Schmid schlägt vor, die Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung zu splitten: in einen Versicherungsbestandteil und in ein
persönlich zu verantwortendes Entwicklungskonto. Jeder Er-
werbstätige könnte selbst entscheiden, ob er daraus Gelder
entnimmt für Weiterbildung, den Ausgleich reduzierter Ar-
beitszeiten oder die Überbrückung geminderter Verdienste.
Nutzt er es nicht, verfällt es am Ende des Erwerbslebens. Ein
Prozentpunkt des bisherigen Beitrags könnte in ein solches
Konto fließen. Zusätzlich müsste es aus allgemeinen Steuer-
mitteln so ergänzt werden, dass alle Beschäftigten unabhän-
gig von ihrem Beitrag auf den gleichen Kontostand kommen.
Auch Tarifverträge könnten das Konto aufstocken.

Hauptvorteil der Beschäftigungsversicherung sei die „Stär-
kung des innovativen Risikos“, so Schmid. Denn mit ihr
würde bei Beschäftigten wie Arbeitgebern die Bereitschaft
steigen, riskante Investitionsentscheidungen zu treffen. „Vor
allem die Flexibilität der Arbeitszeiten im Lebenslauf, die
zwischenbetriebliche Mobilität und die Weiterbildungsbe-

reitschaft würden steigen.“ Damit könnte die neue Versiche-
rung nicht nur die ökonomische Wohlfahrt steigern, sondern
auch eine größere Selbstbestimmung und balanciertere Ge-
staltung von Lebens- und Arbeitswelt bringen.

Darüber hinaus sollen viele weitere institutionelle Arrange-
ments „die neuen Risiken kalkulierbar machen und für eine
faire Teilung der zu erwartenden Gewinne und Verluste sor-
gen“. Als Beispiel nennt der Arbeitsmarktexperte die Akzep-

tanz von Niedriglöhnen für Arbeitslose. Wer wieder in den
Arbeitsmarkt eintritt, der sollte erwarten können, dass er die
Chance hat, sich aus einem Niedriglohnjob hochzuarbeiten,
so Schmid. Hilfreich wären hier unter anderem Qualifizie-
rungsgutscheine für berufsbegleitende Weiterbildung sowie
ein reichhaltiges Angebot an regionalen Beratungs- und Bil-
dungsinstitutionen.

Beim Start in eine neue Beschäftigung müssen Langzeitar-
beitslose, für die kaum noch Chancen zur Wiedereingliede-
rung in den Arbeitsmarkt bestehen, eine hohe psychologische
Schwelle überwinden. Denn sie tauschen vertraute Sicherhei-

ten – und sei es auch nur die Zuverläs-
sigkeit der Transferzahlungen – gegen
unbekannte und risikobehaftete Chan-
cen. Langzeitarbeitslose müssten des-
halb mehrere Beschäftigungen auspro-
bieren dürfen, ohne gleich streng
sanktioniert zu werden, so Schmid.

Auch sollte es ihnen möglich sein, bei
einem Start in die Selbstständigkeit den
Anspruch auf Arbeitslosengeld auf-
rechtzuerhalten. Ebenfalls hilfreich: die
befristete Befreiung Langzeitarbeitslo-
ser von Steuern und Abgaben bei der
Aufnahme eines riskanten neuen regu-
lären Jobs.

Die derzeit geltende Abgabenfreiheit
für eine Nebenbeschäftigung bis zu 400
Euro gehöre hingegen abgeschafft,
denn: „Sie stellt eine sozialpolitische
Fehlallokation in der Größenordnung

von ein bis zwei Milliarden Euro dar, die den ‚Insidern‘, aber
nicht den arbeitslosen ‚Outsidern‘ zugute kommt“, urteilt
der Wissenschaftler. �

Quelle: Statistisches Bundesamt 2008 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008
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Schulabgänger: Job nach Wunsch nicht für alle
Absolventinnen und Absolventen des Schuljahrs 2005/2006

interessierten sich für realisierten im Anschluss

eine voll qualifizierende Berufsausbildung
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*Quelle: Günther Schmid: Von der Arbeitslosen- zur Beschäftigungs-
versicherung, Wege zu einer neuen Balance individueller Verantwortung
und Solidarität durch eine lebenslauforientierte Arbeitsmarktpolitik,
Gutachten für die Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn, April 2008
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Für eine Kapitalgesellschaft mit mehr als 2.000

Beschäftigten gilt: Im Aufsichtsrat sitzen gleich viele

Vertreter von Arbeitnehmern und Anteilseignern.

Jetzt zeigt eine Studie: Mitbestimmung im Auf-

sichtsrat dämpft die Höhe derVorstandsgehälter.*

Deutschlands Aufsichtsräte haben in jüngster Zeit an Bedeu-
tung gewonnen. Damit sie ihre Kontrollaufgaben besser
wahrnehmen können, haben viele zu ihrer Entlastung
Ausschüsse eingerichtet. Diese sind jedoch nicht immer zu
gleichen Teilen mit Aktionärs- und Arbeitnehmervertretern
besetzt. Denn im Gegensatz zur Mandatsverteilung im Auf-
sichtsrat selbst gibt es für Ausschüsse kaum gesetzliche Vor-

gaben. Wie wirkt also Unternehmensmitbestimmung in Aus-
schüssen? Mit dieser Frage befasst sich erstmals eine Studie
von Sigurt Vitols mit Unterstützung der Hans-Böckler-
Stiftung. Der Corporate-Governance-Experte des Berliner
Wissenschaftszentrums für Sozialforschung (WZB) hat die
Struktur und die Zusammensetzung der Aufsichtsratsaus-
schüsse in 104 börsennotierten, paritätisch mitbestimmten
Unternehmen untersucht.

Sein Ergebnis: Arbeitnehmervertreter in denAusschüssen
eines Aufsichtsrats beeinflussen die Höhe derVorstandsver-
gütung. Genauer: Mitbestimmung wirkt auf höhere Vergü-
tungen stark dämpfend und beschränkt den aktienorientier-
ten Anteil der Vorstandsgehälter. Für ein typisches
DAX-Unternehmen gilt: Eine paritätische Besetzung des für
die Vorstandsvergütung zuständigen Ausschusses dämpft die
Gesamtvergütung um etwa 11 Prozent, so Vitols. Ist ein Ge-
werkschaftsvertreter stellvertretender Vorsitzender, dämpfe
dies die Vergütung um zirka 16 Prozent.

In seiner Untersuchung betrachtete Vitols die Präsidial-,
Prüfungs- und Personalausschüsse. Diese sind, so vorhanden,
in der Regel mit den wichtigsten Aufgaben im Kontrollgre-
mium betraut. Ihre genauen Befugnisse definiert der Auf-
sichtsrat selbst. Dennoch lassen sie sich grob kategorisieren:

� Der Präsidialausschuss bereitet Sitzungen des Aufsichts-
rats vor und berät den Vorstand in Grundsatzfragen der
strategischen Fortentwicklung des Unternehmens. Einige
Präsidialausschüsse legen die Vorstandsvergütung fest.

� Der Prüfungsausschuss befasst sich mit Fragen der Rech-
nungslegung und des Risikomanagements. In der Regel
bereitet er die Entscheidung des Aufsichtsrats zur Billigung
des Jahres- und Konzernabschlusses vor.

� Der Personalausschuss bereitet die Personalentscheidun-
gen des Aufsichtsrats vor. Dazu können die Vergütung der
Vorstandsmitglieder sowie Abschluss, Änderung und Auf-
hebung ihrer Anstellungsverträge gehören. Andere Perso-
nalausschüsse beraten den Vorstand lediglich in Personal-
fragen, die nicht den Vorstand betreffen.

Fast alle Unternehmen der Studie haben einen Prüfungs-, zwei
Drittel einen Personal-, 60 Prozent einen Präsidialausschuss.
Nur ein Teil der paritätisch mitbestimmten Aufsichtsräte be-
setzt jedoch auch seine Ausschüsse paritätisch, ermittelte die
Untersuchung: 71 Prozent der Präsidial-, 63 Prozent der Prü-

fungs- und 57 Prozent der Personalaus-
schüsse verfügen über gleich viele Kapi-
tal- und Arbeitnehmervertreter. In nur
etwas mehr als der Hälfte der Auf-
sichtsräte sind alle diese Ausschusstypen
paritätisch mitbestimmt. In 19 Prozent
sind ein oder zwei Ausschüsse paritätisch
besetzt, ein oder zwei nicht. In gut einem
Viertel der Fälle ist kein Ausschuss pa-
ritätisch besetzt. Das bedeutet in der Re-
gel ein mehr oder minder großes Über-
gewicht der Kapitalseite.

Eine multivariate Regressionsanalyse
zeigt: Mitbestimmung im Aufsichtsrat
beeinflusst die Höhe und die Struktur
der Vorstandsvergütung. Paritätisch be-
setzteAusschüsse haben jedoch keiner-
lei Auswirkungen auf Rentabilität oder
Börsenbewertung eines Unternehmens.

Sie wirken sich ebenfalls nicht auf die Beschäftigungsdyna-
mik aus. Auch das Ausmaß der gewerkschaftlichen Beteili-
gung im Aufsichtsrat verändert nicht die Kennzahlen für Un-
ternehmenserfolg. Die Stärke der Mitbestimmung in den
Ausschüssen hängt hingegen sehr stark mit der Rolle der Ge-
werkschaftsvertreter im gesamten Aufsichtsrat zusammen,
so Vitols. Die Wahrscheinlichkeit, dass die Ausschüsse pari-
tätisch besetzt sind, ist signifikant höher, wenn ein externer
Gewerkschaftsvertreter stellvertretender Aufsichtsratsvorsit-
zender ist und alle Gewerkschaftsmandate im Gremium von
externen Gewerkschaftsvertretern wahrgenommen werden.

„Da eine übermäßige Vorstandsvergütung zunehmend als
gesellschaftlich problematisch angesehen wird, kann die
Stärkung der gewerkschaftlichen Präsenz im Aufsichtsrat
durch die Ergebnisse der Studie somit positiv bewertet wer-
den“, folgert der WZB-Forscher. Aus dem gleichen Grund
spricht er sich für eine gesetzliche Verankerung des Prinzips
der Parität in Ausschüssen aus. Für die Aktionäre entstünden
dadurch keine Nachteile. �

MANAGERVERGÜTUNG

Arbeitnehmerbank
deckelt Bezüge

*Quelle: Sigurt Vitols: Beteiligung der Arbeitnehmervertreter in Aufsichts-
ratsausschüssen: Auswirkungen auf Unternehmensperformanz und
Vorstandsvergütung, Studie im Auftrag der Hans-Böckler-Stiftung, Juni 2008
Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de
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Zwei Drittel der Studiengänge an deutschen Hochschulen
sind inzwischen auf die neuen Abschlüsse Bachelor und Mas-
ter umgestellt. Mit dem seit Beginn des Jahrzehnts laufenden
Umbau sind Hoffnungen verbunden: auf mehr Studienan-
fänger, weniger Abbrecher, jüngere und mobilere Studieren-
de. Die Einführung des Bachelor-Abschlusses dürfte sich je-
doch auch außerhalb der Hochschulen auswirken. Experten
vom Institut für Berufs- und Weiterbildung der Universität
Duisburg-Essen weisen auf mögliche Folgen für die Berufs-
bildung hin: Die Absolventen der Bachelor-Studiengänge
könnten auf dem Arbeitsmarkt die Spitze der beruflich Aus-
gebildeten verdrängen.* Das würde zu einem Bedeutungs-
verlust des Fortbildungspfades von Nicht-Akademikern füh-
ren, warnen Rolf Dobischat, Marcel Fischell und Anna
Rosendahl. Wer kein Abitur hat und darum keinen Zugang
zum Studium bekommt, hat es dann noch schwerer, seine be-
rufliche Entwicklung voranzutreiben.

Verdrängung wahrscheinlich. Welchen Stellenwert die
neuen Bachelor-Abschlüsse haben werden, entscheidet sich
auf dem Arbeitsmarkt. „Eine Konkurrenzsituation zwischen
Bachelor-Absolventen und Absolventen einer beruflichen
Erstausbildung um Arbeitsplätze ist nicht anzunehmen“, er-
klärt das Forschungsteam um Rolf Dobischat. Kaum ein Un-
ternehmen stelle diese beiden Abschlüsse gleich. Andererseits
schätzt nur jeder dritte Arbeitgeber den Bachelor wie die tra-
ditionellen akademischen Grade ein. Für das Gros der Perso-
naler entspricht der Wert des Bachelors vielmehr dem einer
fortgebildeten Fachkraft. Beide werden mit anspruchsvollen
Aufgaben betraut, jedoch „eher in operativen als in strategi-
schen Aufgabenfeldern eingesetzt“. Die Bachelor könnten
daher künftig die Absolventen einer Berufsausbildung mit
anschließenden Fortbildungen verdrängen, erwarten die
Wissenschaftler. Erste Indizien für vergleichbare Verdrän-
gungsprozesse wurden bereits in den 90er-Jahren beobach-
tet. Fachhochschul-Absolventen der Ingenieurswissenschaf-
ten besetzten Stellen, die bis dahin Techniker innehatten. Der
Druck führte auch zwischen den verschiedenen Fortbil-

dungsberufen zu Verdrängungen. Es stellte sich heraus, „dass
zunehmend Techniker in Positionen eingesetzt wurden, die
ursprünglich für Meister vorgesehen waren“.

Der Aufstieg durch Fortbildung war bislang der klassische
Karrierepfad in kleineren Unternehmen. Große Unterneh-
men suchen studierte Informatiker, Ingenieure oder Natur-
wissenschaftler. Kleine und mittelständische Unternehmen
des technischen und gewerblichen Bereichs sahen stärker den
Bedarf an beruflichen Fortbildungsabsolventen. Doch im
vergangenen Jahrzehnt hat sich das Angebot an Arbeitskräf-
ten verändert: Jedem Fortbildungsabsolventen stehen inzwi-
schen mehr als zwei Akademiker gegenüber. Die Zahl der
Studienabgänger erhöhte sich zwischen 2000 und 2006 um
fast ein Drittel – dagegen sank die Fortbildungsquote der be-
ruflich Gebildeten um zehn Prozent. Das liegt mit daran,
dass das Fortbildungswesen sehr vielfältig und wenig trans-
parent ist. „Der Staat hinterlässt in diesem Segment des Be-
rufsbildungssystems eine Ordnungslücke, die durch die ein-
zelnen Kammern nach Branchen und Regionen besetzt
sind“, so die Studie. Falls künftig die Bachelor den Fortbil-
dungsabsolventen Konkurrenz machen, wird der Weg über
eine Lehre plus spätere Fortbildungen weniger Erfolg ver-
sprechen. Und das heißt auch: Die ungleiche Chancenvertei-
lung in der Schule wird sich noch länger auswirken.

Mangel an Durchlässigkeit. Die Autoren der Studie diag-
nostizieren einen Mangel an Durchlässigkeit innerhalb des
deutschen Bildungswesens: „Tatsächliche Übergänge vom
berufsbildenden ins akademische Bildungssystem stellen we-
gen zahlreicher Zugangsbarrieren für beruflich Qualifizierte
eine Seltenheit dar.“ Gerade Absolventen einer Berufsausbil-
dung sollten Aufstiegs- und Karrierechancen über ein Stu-
dium eingeräumt werden, falls es zu einer Verdrängung der
Fortbildungsabsolventen durch den Bachelor kommt. Aus
Sicht der Wissenschaftler „besitzt die Öffnung des Hoch-
schulzugangs für beruflich Qualifizierte ohne formale Hoch-
schulzugangsberechtigung eine hohe Relevanz“. �

BILDUNG

Bachelor – neue Konkurrenz für Meister
Die Einführung des Bachelor-Abschlusses verändert die Hochschulen – und auch das Berufsbildungswesen.

Die Aufstiegschancen von Beschäftigten mit mittlerer Qualifikation könnten sich verschlechtern.

Bachelor das häufigste Studienziel

Im Wintersemester 2007/2008 schlossen die
Studiengänge ab mit ...

Quelle: Hochschulrektorenkonferenz 2008 | © Hans-Böckler-Stiftung 2008
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� INFLATION: Die hohe Preis-
steigerungsrate trifft Haushalte
mit geringen Einkommen stär-
ker als Besserverdiener – und
große Familien stärker als
kleine. Wer gut verdient oder
von seinen Einkünften nur
sich selbst versorgen muss,
braucht nicht sein ganzes Ein-
kommen für Güter des tägli-
chen Bedarfs auszugeben
und kann mehr für größere
Anschaffungen zurücklegen.

Langlebige Gebrauchsgüter
wieAutos oderWaschmaschi-
nen sind jedoch weniger von
Preissteigerungen betroffen
als täglich benötigte Güter wie
Nahrungsmittel. Der Statisti-
ker HansWolfgang Brachinger
hat ausgerechnet, dass die In-
flationsrate der 50 am häu-
figsten gekauften Güter im
März 2008 bei sechs Prozent
lag. Die Preise seltener ge-
kaufter Produkte im zugrunde

gelegtenWarenkorb hatten je-
doch nicht einmal um ein Pro-
zent zugelegt. Die Inflations-
belastung einer fünfköpfigen
Familie mit mittlerem Ein-
kommen und entsprechend
niedriger Sparquote beziffert
der Wissenschaftler auf 5,4
Prozent. Die vom Statistischen
Bundesamt ausgewiesene
Teuerungsrate lag im März da-
gegen nur bei 3,1 Prozent.
Wirtschaftsdienst 6/2008

� ARBEITSMARKT: Deutsch-
land hat besonders viele Lang-
zeitarbeitslose. 56 Prozent der
Erwerbslosen suchten laut
OECD 2007 schon seit über ei-
nem Jahr eine neue Stelle. Im
OECD-Schnitt lag die Quote
nur bei 30 Prozent. Über-
durchschnittliche Werte weist
Deutschland außerdem bei
denTeilzeitbeschäftigten und
Nichterwerbstätigen auf.
OECD, Juli 2008

Der nächste Impuls nach der Sommerpause am 3. September bestellen unter www.boecklerimpuls.de
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ARBEITSMARKT GENDER

Gesundheitsberichterstattung
des Bundes 2008

BILDUNG

MITBESTIMMUNGEINKOMMEN

GESUNDHEIT

Bildungsausgaben
hinken hinterher

Anteil der Bildungs-
ausgaben an der
Wirtschaftsleistung

Statistisches Bundesamt, Juni 2008

1. Quartal 2008 zum Vorjahresquartal;
produzierendes Gewerbe und Dienstleis-
tung; Statistisches Bundesamt, Juni 2008

HIV breitet sich
wieder aus

Patienten, die erstmals
HIV-positiv getestet wurden

Ältere Frauen
selten online

Das Internet nutzen ...

ZUFRIEDENHEIT

Bertelsmann-Stiftung, Juni 2008

ARBEITSWELT

Weniger tödliche Unfälle

Am Arbeitsplatz ums Leben
kamen...

Staat streicht Stellen

Vollzeitbeschäftigte im
öffentlichen Dienst

Skepsis gegenüber
sozialer Marktwirtschaft

„Finden Sie die Verteilung
von Einkommen und
Vermögen gerecht?“

Noch viele ohne
Euro-Betriebsrat

Einen Euro-Betriebsrat
hatten von den dazu
berechtigten Unternehmen...

Europäisches Gewerkschaftsinstitut 2008

(N)Onliner-Atlas 2008

Deutsche Gesetzliche
Unfallversicherung, Juni 2008

Inflation frisst
Lohnzuwachs

Anstieg von Bruttolöhnen
und Preisen

Statistisches Bundesamt, Juni 2008
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